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„Historischer Tag“
Cristina verkündet neues Zivilrecht / Kritik an Opposition
Cristina mit Justizminister Julio Alak (l.), Kabinettschef Jorge Capitanich (2.v.l.) und Justizstaatssekretär Julián Álvarez. (Foto: Presidencia)
Buenos Aires (AT/mc) - „Es ist ein historischer Tag.“ Große Worte wählte Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner bei ihrer Rede am Dienstag im Bicentenario-Museum, um das reformierte Bürgerliche Gesetzbuch (código civil) vorzustellen. In der Vorwoche hatte das Abgeordnetenhaus mit den Stimmen des Kirchner-Lagers und einiger Verbündeter das umstrittene Reformwerk abgesegnet. Bereit zehn Monate zuvor hatte der Senat grünes Licht gegeben. Die überarbeitete Gesetzessammlung umfasst 2671 Artikel und soll Anfang 2016 in Kraft treten.
Wert legte Cristina auf die Feststellung, dass durch das neue Zivilrecht keine „Pesifizierung“ von Schulden oder Bankguthaben in US-Dollar ermöglicht werde. Stattdessen verwies die Präsidentin auf die Artikel 1390 und 1408, nach denen die Verpflichtung besteht, Auszahlungen in der ursprünglich festgelegten Währung vorzunehmen. Anders lautende Darstellungen hätten nur das Ziel, die Bürger zu verängstigen, seien aber unzutreffend.
Grundsätzlich sei zwar im neuen Zivilrecht der argentinische Peso als legale Währung des Landes festgeschrieben. Vertragspartner seien aber frei, Vereinbarungen in ausländischer Währung zu treffen. „Das neue Zivilrecht schafft in währungspolitischer Hinsicht Sicherheit für alle“, ist die Staatschefin überzeugt.
Kirchner trat Darstellungen der Opposition gegenüber, die Reform sei auf die Schnelle und nicht mit der erforderlichen Mitwirkung zuständiger Parlamentsausschüsse durchgesetzt worden. Aus Protest hatten zahlreiche Oppositionsabgeordnete das Parlament vor der Abstimmung verlassen (wir berichteten). Doch Cristina hielt dem entgegen, das neue Bürgerliche Gesetzbuch sei ein „Zivilrecht der Demokratie“.
Sie verwies darauf, dass das Regierungslager die Mehrheit im Parlament habe, weil das Volk es in Wahlen so bestimmt habe – und „nicht, weil der Heilige Geist es so wollte“. Wer den Wählerwillen nicht respektiere, der solle nicht über Demokratie sprechen, so Cristina in Richtung ihrer politischen Widersacher.
Zu den wichtigsten Neuerungen des Zivilrechts gehört die sogenannte „Express-Scheidung“. Ehepartner, die sich scheiden lassen wollen, müssen künftig nicht mehr bestimmte Fristen abwarten. Es reicht der Scheidungswunsch eines Beteiligten.
In das Bürgerliche Gesetzbuch aufgenommen wurden Rechtsfiguren der gleichgeschlechtlichen Ehe sowie der „Lebenspartnerschaft“ zwischen Menschen, die zusammenleben, aber nicht verheiratet sind. Ihre Rechte werden denen von Ehepartnern angeglichen.
Besonders kontrovers diskutiert worden war die Frage, wann menschliches Leben beginnt. Ging die ursprüngliche Fassung der Reform noch davon aus, dass das Leben mit der Empfängnis im Mutterleib beginnt, heißt es im aktuellen Gesetzestext nur noch „Empfängnis“. Somit bleibt offen, ob damit bereits Embryonen im Reagenzglas gemeint sind. Die rechtliche Klarheit, die die Reform für die künstliche Befruchtung schaffen wollte, wird somit nicht erreicht. Um die präzise Ausgestaltung soll sich nun der Gesundheitsausschuss des Abgeordnetenhauses kümmern.
Mehr Wahlmöglichkeiten soll es künftig bei den Nachnamen geben. So können Kinder künftig den Familiennamen des Vaters oder der Mutter oder von beiden tragen. Gibt es keine Einigung zwischen den Eltern, muss das Personenregister per Los eine Entscheidung herbeiführen.
Adoptionen von Kindern sollen zukünftig auch alleinstehenden Personen und Paaren möglich sein, die nicht verheiratet sind.
Das nächste Projekt der Regierung ist eine Neugestaltung der Strafprozessordnung. Dabei soll die Staatsanwaltschaft als Anklage- und Ermittlungsbehörde gestärkt werden. Die Richter hingegen sollen sich aus diesem Bereich zurückziehen und vor allem als Garanten eines gerechten Verfahrens fungieren.
Argentinien
Sanz kündigt Kandidatur an
UCR-Chef will es noch einmal wissen / Veranstaltung im Luna Park
Radikalen-Chef Ernesto Sanz. (Foto: ucr)
Buenos Aires (AT/mc) - „Der Wandel wird kommen in Argentinien. Es gibt auch niemanden mehr, der ihn aufhalten könnte.“ Ernesto Sanz ist sich sicher, dass es bei den Präsidentschaftswahlen zu einem politischen Richtungswechsel kommt. Am vorigen Freitag erklärte der Vorsitzende der Radikalen Bürger Union (UCR) im Luna Park von Buenos Aires offiziell, sich um eine Kandidatur bewerben zu wollen.
Bei den Vorwahlen (PASO) im August will Sanz sich im Rahmen des Mitte-Links-Bündnis UNEN mit Konkurrenten wie seinem Parteifreund Julio Cobos, dem Sozialisten Hermes Binner, dem Filmemacher Pino Solanas (Projekt Süden) und der streitbaren Elisa Carrió (Bürgerliche Koalition) messen. Dabei wird ermittelt, wer das Bündnis bei den eigentlichen Präsidentschaftswahlen im Oktober 2015 als Kandidat vertritt.
Sanz griff bei seiner Rede die aktuelle peronistische Regierung von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner scharf an. „Dieser politische Karneval dauert nun schon viel zu lange Zeit.“ Dem Kirchner-Lager hielt er vor, sich als progressiv zu gebärden. Dabei sei längst offenkundig, dass es sich im Grunde um Konservative handele, denen es ausschließlich darum gehe, ihre Macht zu bewahren.
In Argentinien habe es schon seit Längerem keine seriöse Regierung mehr gegeben, meinte Sanz. Heute aber bedürfe es mehr denn je „einer Staatsführung mit ehrlichen und verantwortungsbewussten Leuten – und nicht mit weltfremden Agitatoren“.
Sanz, der derzeit als Senator für die Provinz Mendoza im Kongress sitzt, versprach, das Land wieder zu einen: „Mit mir wird es nicht mehr diese Unterscheidung zwischen guten und schlechten Argentiniern geben, sondern nur noch freie Bürger, die vor dem Gesetz gleich sind.“
Sanz versprach, Schluss machen zu wollen mit einer Politik gefälschter Statistiken. Des Weiteren werde die Regierungspraxis des unaufhörlichen Geldnotendruckens eine Ende haben, so der UCR-Chef.
Auch Sergio Massa, der Chef der oppositionellen Erneuerungsfront (FR), bekam Einiges zu hören: „Man kann nicht Leuten vertrauen, die sich heute als Reformer präsentieren, aber bis gestern noch glücklich in dem Boot waren, das nun verlassen haben.“ Dies ist als Anspielung auf Massas Zeit als Kabinettschef der Kirchners zu verstehen.
An Martín Lousteau, den einstigen Wirtschaftsminister der Kirchners, legte Sanz diese Maßstäbe indes nicht an. Im Gegenteil: Er erklärte, dass Lousteau sein Kabinettschef werden solle, wenn er denn die Wahlen gewinne.
Sanz deutete an, sich durchaus ein Zusammengehen mit dem konservativen Buenos-Aires-Bürgermeister Mauricio Macri vorstellen zu können. Man solle sich nicht von vornherein verschließen, so der UCR-Chef. Wenn es darum gehe, eine politische Mehrheit zu organisieren, müsse es zuerst um die Ziele und dann erst um Personen gehen. Gleichwohl kritisierte er Macri aber mit der Bemerkung, dass es in der Hauptstadt mehr als doppelt so viele Glücksspieleinrichtungen als Bildungsstätten gebe.
Für Sanz ist es mittlerweile der zweite Anlauf, sich um das Präsidentenamt zu bewerben. 2010 kam er nicht zum Zuge, da er sich in der UCR seinem Rivalen Ricardo Alfonsín beugen musste. Dieser konnte bei den damaligen Präsidentschaftswahlen indes kein gutes Ergebnis erzielen.
Argentinien
Freispruch für Cavallo
Buenos Aires (AT/mc) - Domingo Cavallo kann durchatmen. Am Montag wurde der einstige Wirtschaftsminister vom Vorwurf freigesprochen, im Zusammenhang mit der sogenannten Mega-Umschuldung (Megacanje) im Jahr 2001 gegen seine Amtspflichten verstoßen zu haben. Ein entsprechendes Urteil fällte das 4. Bundesstrafgericht in einstimmiger Entscheidung. Staatsanwältin Fabiana León war es nicht gelungen, die Richter davon zu überzeugen, dass Cavallo seinerzeit den Staat betrogen habe. Sie hatte drei Jahre Haft gefordert.
Deim „Megacanje“ wurden Staatsschulden in Milliardenhöhe in Verpflichtungen mit längerer Laufzeit umgewandelt. Dennoch gelang es nicht, das Land vor dem wirtschaftlichen Zusammenbruch zu bewahren. Im Visier der Staatsanwaltschaft waren vor allem die Provisionen, die an die mitwirkenden Banken geflossen sind. Doch letztlich sahen die Richter keine Beweise für ein schuldhaftes Verhalten Cavallos.
„Ich bin freigesprochen worden schlicht und ergreifend deswegen, weil ich kein Delikt begangen habe“, freute sich der einstige Politiker über den Richterspruch. Bei der Gelegenheit kritisierte er Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner, die den „Megacanje“ mehrfach als „größten Finanzbetrug in der argentinischen Geschichte“ gebrandmarkt hatte. Cavallo meinte, die Staatschefin habe auf diese Weise versucht, ihn für die aktuelle Schuldenkrise verantwortlich zu machen.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Neuer DNI wird Pflicht
Es ist weniger als ein Vierteljahr hin. Dann müssen alle argentinischen Bürger und Ausländer mit dauerhafter Aufenthaltsgenehmigung den neuen DNI haben. Zwar hatte das Innenministerium bereits im November des Vorjahres eine entsprechende Ankündigung gemacht. Doch Anfang dieses Monats waren es noch 4,5 Millionen Personen, die sich noch nicht um ein neues Personaldokument gekümmert hatten. Die zuständigen Behörden rechnen dementsprechend mit einem vermehrten Andrang in den kommenden Wochen. Man könne bis zu 70.000 Exemplare pro Tag produzieren, verspricht das Innenministerium. Um einen neuen DNI zu bekommen, muss man zunächst einen Termin per Internet abmachen. Die eigentliche Antragsstellung erfolgt dann in den Personenregistern jedes Bezirks. In der Hauptstadt kann man dies in den Bürgerbüros (CGP) oder an speziellen Ständen in den größeren Shoppingcentern gemacht werden. Innerhalb von zwei Wochen soll der Bürger seinen neuen DNI erhalten. Ausländer müssen eine etwas längere Wartezeit einplanen. Die Gebühr beträgt 35 Pesos. In der Provinz Buenos Aires kam es zuletzt zu langen Schlangen vor den Registerämtern. Dort versammelten sich die Menschen schon im Morgengrauen.
Provokantes Nummernschild
Für einen handfesten Skandal haben der britische TV-Moderator Jeremy Clarkson und seine Crew gesorgt. Das Film-Team, das für die BBC das Automagazin „Top Gear“ produziert, verließ am Wochenende Feuerland, nachdem es nach eigenen Angaben um sein Leben hatte fürchten müssen. Die Briten provozierten die Einheimischen mit einem Autokennzeichen „H982 FKL“ an Clarksons Porsche, was als Anspielung auf den Malwinen bzw. Falkland-Krieg im Jahr 1982 interpretiert wurde. Der für grenzwertige Aktionen bekannte TV-Moderator berichtete, dass er und sein Team mit Steinen beworfen seien. Entgegen der Darstellung in hiesigen Medien, nach denen es sich bei den Angreifern um Malwinen-Veteranen gehandelt habe, behauptet Clarkson, dass die Steinewerfer 20-Jährige gewesen seien. In seinem Hotel in Ushuaia habe er sich unter einem Bett verstecken müssen, während aufgebrachte Menschen ihn und seine Crew gesucht hätten, so Clarkson. Schließlich forderte Provinzgouverneurin Fabiana Ríos die Briten auf, Feuerland zu verlassen. Der TV-Moderator erklärte, das Autokennzeichen sei nicht als Provokation gemeint gewesen. Vielmehr müsse man von einem „unglücklichen Zufall“ sprechen.
Großes Frauentreffen
Mehr als 25.000 Teilnehmerinnnen aus dem ganzen Land erwarten die Organisationen, wenn an diesem Wochenende in der Provinzhauptstadt Salta das 29. nationale Frauentreffen stattfindet. Vom morgigen Sonnabend bis Montag gibt es insgesamt 62 Foren und Workshops, die sich Themen wie Gewalt gegen Frauen, Menschenhandel oder auch der Entkriminalisierung der Abtreibung widmen. Höhepunkt soll eine Demonstration im Zentrum von Salta sein. In Buenos Aires ist am Sonnabend um 18 Uhr eine Kundgebung indigener Frauen am umstrittenen General-Roca-Denkmal geplant. Dies berichtet die Zeitung „Página/12“.
Gegen Kirchner-Kult
Der Namenskult um den verstorbenen Ex-Präsidenten Néstor Kirchner soll gesetzliche Schranken bekommen. Ein entsprechendes Gesetzesprojekt brachte die Abgeordnete Laura Alonso (Pro-Partei) in das Parlament ein. „Den Namen Néstor Kirchner auf alles anzuwenden, ist autoritär. Die öffentlichen Güter gehören allen und nicht nur den Kirchner-Anhängern“, so Alonso. Ihrem Vorschlag nach soll künftig nur der Kongress entscheiden dürfen, wie bzw. nach wem Besitzungen des Staates benannt werden. Ziel sei es, Schluss zu machen mit „antidemokratischen Praktiken“ wie dem Personenkult und der permanenten Vermischung zwischen Staat, Partei und Politikern, führte die Abgeordnete aus.
Film über „Hitler-Flucht“
Bereits 1945 gab es Versionen, nach denen Adolf Hitler nicht Selbstmord begangen hat, sondern sich nach Südamerika absetzen konnte. Zuletzt befeuerte der argentinische Autor Abel Basti mit seinem Buch „Auf den Spuren von Hitler” (Tras los pasos de Hitler) derlei Theorien. Dies ist dem Autor offenbar so überzeugend gelungen, dass die Produktionsfirma „Film Sharks International“ sich die Rechte an dem Buch gesichert und die angenommene Flucht des einstigen deutschen Diktators verfilmen will. Entsprechendes berichtet das britische Online-Kinomagazin „Screen Daily“. Nach Bastis Version konnte Hitler nach dem Krieg nach Argentinien entkommen, wo er unter falschem Namen gelebt habe. Später sei er nach Paraguay gezogen, war er auch verstorben sein soll. (AT/mc)
Meinung
Vorkandidaten
In der politischen Szene Argentiniens melden sich seit mehreren Monaten als Folge der letzten allgemeinen Wahlen vom Oktober 2013 zahlreiche Politiker, die sich für die nächsten Präsidentschaftswahlen vorstellen, wobei sich auch viel mehr Politiker für Gouverneure in ihren Provinzen, in der autonomen Stadt Buenos Aires für das Amt des Regierungschefs sowie in allen Parlamenten und Gemeinden profilieren.
Wahltechnisch handelt es sich bei den Präsidentschaftskandidaten keinesfalls um echte Kandidaten, die erst nach den allgemeinen Kandidatenwahlen, Spanisch genannt PASO, im August 2015 gekürt werden. Erst nachher wird man erfahren, welcher Politiker sich als echter Kandidat vorstellen wird. Der Wahlkampf beginnt dann bis zur Oktoberwahl, allenfalls auch einer Stichwahl zwischen den beiden meistgewählten Kandidaten, sofern niemand mehr als 45 Prozent mit zehn Prozent Vorsprung als Präsident am 10. Dezember 2015 antritt.
Nach mehrmonatigem Vorkandidatengerangel melden sich bisher Politiker von vier Parteien oder Allianzen für die PASO-Wahlen, wobei möglicherweise nach dem kommenden Sommer andere dazu kommen können. Für die regierenden Peronisten der Gerechtigkeitspartei (PJ), die sich in der sogenannten Front für den Sieg vorstellen, ohne dass sich die Öffentlichkeit daran erinnern kann, welche unbedeutenden Parteien als Minderheitsparteien mitmachen, stellt sich seit zwei Jahren Daniel Scioli, Gouverneur der wichtigsten Provinz Buenos Aires, vor, der seine Kandidatur ankündigte, als man nicht wusste, ob sich die Präsidentin abermals stellen würde, wofür eine Verfassungsreform nötig gewesen wäre. Die allgemeinen Parlamentswahlen von 2011 haben diesen politischen Traum zunichte gemacht. Obwohl die Regierungspartei diese Wahlen mit großem Stimmenverlust gegenüber der Wiederwahl von Cristina Fernández de Kirchner 2011 mit 54 Prozent der Stimmen als erste Minderheitspartei gewonnen hatte, kann sich keine Zweidrittelmehrheit in beiden Kammern des Kongresses mustern. Als das klar war, bekräftigte Gouverneur Scioli sein Versprechen, sich als Präsidentschaftskandidat zu melden, was er seither unermüdlich betreibt. Die wiederholten Umfragen über mögliche Wählerstimmen bescheinigen ihm bisher keine Mehrheit, aber immerhin eine gute Anfangsposition im Vergleich zu seinen Widersachern.
Andere Vorkandidaten sind zunächst Innen- und Transportminister Florencio Randazzo, der mit Erfolgen dank seiner Sanierung der Ausstellungen von Identitätsausweisen, genannt DNI, sowie der Erneuerung der Eisenbahnen mit Zügen aus China aufwartet. Bisher liegt er in den Umfragen weit hinter Scioli.
Andere Kandidaten aus dem gleichen Lager werden als solche in den Medien hochgespielt, ohne dass sie sich formell dazu bekannt haben, was sie freilich nach dem Sommer nachholen können, darunter der Gouverneur von Córdoba José Manuel de la Sota, der die nationale Regierung kritisiert, die Gouverneure von Entre Ríos Sergio Uribarri und von Salta, Juan Manuel Urtubey. Auch dem Vorsitzenden der nationalen Deputiertenkammer, Julián Dominguez, vormals Landwirtschaftsminister, werden Kandidatenallüren unterstellt.
Die Präsidentin hat sich bisher für keinen Kandidaten ausgesprochen. Ob sie nach dem Sommer jemanden als ihren Kandidaten küren wird, sei dahin gestellt, derweil die Jugendorganisation „La Cámpora“, die auf ihren Sohn Máximo Kirchner hört und gewaltigen Einfluss in der Regierung ausübt, keinen eigenen Kandidaten aufstellt und offenbar wartet, wie die Präsidentin nach dem Sommer handeln wird.
Sichere Vorkandidaten für die PASO-Wahlen sind der Regierungschef der autonomen Stadt Buenos Aires Mauricio Macri und der Gründer der Partei der sogenannten Erneuerungsfront Sergio Massa, der in den letztjährigen Parlamentswahlen in der maßgebenden Provinz Buenos Aires als Deputierter siegte und seither Reformvorschläge in mehreren Bereichen der nationalen Politik macht. Falls siegreich werde er nur ein vierjähriges Mandat ausüben und auf eine Wiederwahl verzichten und die volle Konvertibilität des Peso aufheben, indem die seit 2011 bestehende Devisenbewirtschaftung, genannt „Cepo“, abgeschafft wird.
In der UNEN-Allianz aus Sozialisten, Radikalen und anderen Parteien melden sich UCR-Parteichef Ernesto Sáenz, der Sozialist Hermes Binner, die Ex-Radikale Lilita Carrió und der Senator einer Linkspartei Fernando „Pino“ Solanas an, Weitere Vorkandidaten mögen folgen. Die PASO-Wahlen werden entscheiden, wer der endgültige Kandidat der Union sein wird.
Unter „ferner liefen“ stellt sich Jorge Altamira, der eigentlich Wermus heißt, als Vorkandidat der Arbeiterpartei („Partido Obrero“), abermals vor. Andere werden für allerlei kleine Parteien folgen, haben aber kein politisches Gewicht in der argentinischen Parteienlandschaft.
Meinung
Pfälzer Plaudereien
Von Stefan Kuhn
Lang wird sich das Theaterstück, das derzeit auf der politischen Bühne Deutschlands läuft, wohl nicht halten. Es geht um Helmut Kohl, den Alt- und Einheitskanzler, um den es lange still gewesen war. Es geht um Geschichte, Freunde und Feinde sowie Pikantes aus dem Mund des großen Staatsmannes.
Der 25. Jahrestag des Mauerfalls ist nah, in Frankfurt findet die Buchmesse statt, da liegt es nahe, dass sich der Einheitskanzler zu Wort meldet. Er tut das mit dem Buch „Vom Mauerfall zur Wiedervereinigung. Meine Erinnerungen“. Kohl-Fans werden vermutlich wenig Neues in dem Werk finden. Es soll sich im Wesentlichen um Passagen aus seinen bereits erschienenen dreibändigen Memoiren handeln. Die wiederum stammen aus der Feder des Journalisten Heribert Schwan, Kohls früherem Ghostwriter. Kohl und Schwan hatten sich 2009 überworfen und seither einen juristischen Streit um die Rechte an den Gesprächsprotokollen geführt. Der Altkanzler hatte 2001 und 2002 mehr als 600 Stunden mit dem Journalisten gesprochen und dabei auch aus dem Nähkästchen geplaudert.
Kohl bekam Recht und die Originalprotokolle zurück, aber sein Ghostwriter fertigte Kopien an. Aus besonders pikanten Aussagen des Kanzlers fabrizierte Schwan zusammen mit seinem Kollegen Tilmann Jens das Buch „Vermächtnis. Die Kohl-Protokolle“. Es wurde am Dienstag, einen Tag vor Kohls „eigenem“ Werk, auf der Buchmesse vorgestellt. „Vermächtnis“ bietet wohl die unterhaltsamere politische Prosa. In dem Buch erfährt der Leser, was Kohl von seinen Feinden hält - vor allem aber, dass der Alte aus Oggersheim ein zutiefst nachtragender Mensch ist. Man muss das Elaborat nicht einmal lesen, um auf seine Kosten zu kommen. Im Schlagwortregister erfährt man, was Kohl auf welchen Seiten über wen sagt.
Auf Bundeskanzlerin Angela Merkel, die ihm als CDU-Kanzlerin nachfolgte, müsste er eigentlich stolz sein. Sie war seine Entdeckung, sein „Mädchen“, hat für Kohls Partei die Macht zurückerobert und macht politisch eine gute Figur. Doch die damalige CDU-Generalsekretärin hatte ihren politischen Ziehvater Ende 1999 in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung wegen dessen Haltung in der Parteispendenaffäre kritisiert. Der Altkanzler weigert sich bis heute, die Namen der Spender bekanntzugeben. Über seine damalige Parteivorsitzende sagte Kohl 2001 bzw. 2002, sie sei mit ihren vorigen Ministerämtern überfordert gewesen, habe „keine Ahnung“ gehabt. Auf Staatsbanketten habe er sie mehrmals zur Ordnung rufen müssen, Merkel sei unfähig gewesen „mit Messer und Gabel“ zu essen. Das soll wohl bedeuten, dass die in der DDR aufgewachsene Kernphysikerin alles, sogar auch ihre heutigen Tischmanieren, Helmut Kohl zu verdanken hat.
Auch andere CDU-Größen wie die Kohl-Minister Minister Norbert Blüm und Jürgen Rüttgers, Fraktionschef Friedrich Merz oder der spätere Bundespräsident Christian Wulff bekommen ihr Fett weg. Sie sind entweder politische Kleingeister, Verräter oder beides. Natürlich sind das nur Auszüge aus einem Buch, das von den negativen Aussagen aus über 600 Interviewstunden lebt. Dennoch bekommt man den Eindruck, dass Kohls Umfeld hauptsächlich aus Deppen und Verschwörern bestand.
Beim politischen Gegner sticht ein Feind besonders hervor: der frühere Bundestagspräsident Wolfgang Thierse (SPD). Thierse hatte der CDU im Zuge der Parteispendenaffäre ein Strafgeld in zweistelliger Millionenhöhe aufgebrummt. Vom Bundesverfassungsgericht wurde dies als rechtens erachtet. Für Kohl ist Thierse dennoch ein „Volkshochschulhirn“, das sich „durch die Geschichte lügt“. Thierse reagierte auf die Veröffentlichung der Zitate recht gelassen. Er hat schon Schlimmeres aus dem Mund des Altkanzlers hören müssen. Kohl hatte Thierse 2002 im kleinen Kreis als schlimmsten Parlamentspräsidenten „seit Hermann Göring“ bezeichnet.
Der Fall Thierse zeigt, dass das Buch von Schwan und Jens gar nicht so viele Überraschungen bringt. Feinde bleiben Feinde. Gut, dass Kohl den späteren Bundespräsidenten Christian Wulff für eine „Null“ hielt, mag etwas pikant sein. Doch zum Zeitpunkt der Interviews hatte Wulff in Niedersachsen schon zwei Landtagswahlen gegen den damaligen Ministerpräsidenten und späteren Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD) verloren. Es dürfte damals nicht wenige gegeben haben, die Wulff ebenfalls für einen politischen Versager hielten.
Man kann darüber streiten, ob die Veröffentlichung von Aussagen aus den Kohl-Protokollen rechtens oder nötig waren. Ethisch korrekt waren sie sicher nicht und nötig schon gar nicht. Die rechtliche Seite ist etwas heikler. Kohl hat seinem Ghostwriter Schwan vertraut und sicher nicht gewollt, dass die Bänder veröffentlicht werden. Schriftlich festgehalten wurde dies in den Verträgen allerdings nicht. Tatsache ist, dass der Altkanzler die Erscheinung des Buches nicht stoppen konnte. Ein Gericht lehte einen Antrag auf Einstweilige Verfügung ab. Es kann aber auch sein, dass der politische Ruheständler und seine ihn beschützende zweite Frau Maike Kohl-Richter einen Vorteil von der Veröffentlichung haben.
Durch sein eigenes Buch wäre Kohl wohl nur Tagesgespräch gewesen. Schwan und Jens besorgen ihm eine größere Öffentlichkeitswirkung. Seinen Ruf beschädigen die beiden dabei kaum. Das hat er schon selbst getan - ob aus Größenwahn oder bloßer Selbstüberschätzung sei dahingestellt.
Kohl war ein Machtmensch, der keinerlei innerparteiliche Opposition duldete. Er führte die Partei in schon fast absolutistischer Manier, war uneinsichtig und beratungsresistent. Er ließ keinen Kronprinzen hochkommen und entschied sich 1998 nach 16-jähriger Regierungszeit gegen alle Umfragen für eine erneute Kanzlerkandidatur. Schon die Wahlniederlage gegen Gerhard Schröder kratzte am Ruhm des Unbesiegbaren. Die Sturheit in der folgenden Parteispendenaffäre tat ein Übriges. Kohl hat gegen Parteiengesetze verstoßen, er stellt ein „Ehrenwort“ über deutsches Recht.
Das hat seinem Ruf zwar geschadet, aber sein Verdienst um die deutsche Einheit bleibt. Man kann darüber lästern, aber auch nüchtern betrachtet waren die Ereignisse im Jahr 1989 ein Glücksfall der Geschichte. Ohne diese Epochenwende hätte die Bundesregierung aus CDU/CSU und FDP die nächsten Bundestagswahlen vermutlich nicht schadlos überstanden. Helmut Kohl aber hat nach dem Mauerfall die historische Chance erkannt und gegen alle Widerstände die Wiedervereinigung durchgesetzt. In den beiden deutschen Staaten hatte er dabei wenig Probleme, aber dass er die Siegermächte USA, Russland, Frankreich und Großbritannien überzeugen konnte, ist eine große historische Leistung. Helmut Kohl wird für immer der Kanzler der Einheit bleiben. Dass er der Bundeskanzlerin einmal mangelnde Esskultur vorgeworfen hat, wird man schnell vergessen.
Meinung
Randglossen
Nach über hundert Jahren wurde das würdige Zivilgesetzbuch, eine unglaubliche Leistung des Juristen Dalmacio Vélez Sársfield, und das Handelsgesetzbuch durch ein neues Zivil- und Handelsgesetzbuch ersetzt, das am 1. Januar 2016 in Kraft tritt. Präsidentin Cristina Kirchner hat das neue Gesetzbuch, Spanisch „código“, in einer öffentlichen Veranstaltung mitsamt einer einstündigen Rede im nationalen Fernsehen verkündet, nachdem beide Kammern des Kongresses es gebilligt hatten. In der Folge müssen alle Juristen, Richter, Staatsanwälte und Fachjournalisten ihre bisherigen Kenntnisse des argentinischen Privatrechts mit dem Studium des neuen Gesetzbuches erneuern, sicherlich eine aufwendige und keinesfalls einfache Aufgabe, weil es noch keine Jurisprudenz gibt, die eventuelle Streitfälle regelt. Für die Präsidentin, die selber Rechtsanwältin ist, eine einmalige politische Leistung.
Ein deutlich explosives Wachstum verzeichnen die Mobiltelefone weltweit und in Argentinien, In knapp drei Dezennien hat der Besitz von Mobiltelefonen in Argentinien auf satte 62,5 Millionen zugenommen, Tendenz weiter steigend. Die Bevölkerung des Landes wird derweil auf 41,6 Millionen Menschen geschätzt. Da Neugeborene und kleine Minderjährige keine Mobiltelefone besitzen, ebenfalls viele Menschen im Landesinnern, muss der Anteil der Besitzer mehrerer Mobiltelefone entsprechend höher sein. Offenbar erwerben viele Inhaber von Mobiltelefonen jeweils die jüngsten Modelle wegen ihrer technologischen Neuerungen und behalten ihre vorherigen Apparate, die gegebenenfalls von anderen Familienmitgliedern oder Freunden benutzt werden. Dieses dichte Netz von Mobiltelefonen trägt entscheidend dazu bei, dass die Bevölkerung blitzschnell von politischen und anderen Neuigkeiten unterrichtet ist, die die Lebensweise der Bevölkerung verändert hat, derweil Mobiltelefone beliebtes Ziel von Dieben in Wohnungen und auf der Straße sind.
Wenn man eines aus den semiskandalösen „Kohl-Protokollen“ lernen kann, ist dies die Binsenweisheit, dass Macht blind macht. Sieht man den Einheitskanzler nur kritisch, dann war er einer der schlechtesten Regierungschefs in der deutschen Nachkriegsgeschichte. Er hatte einfach Glück. Glück, dass die FDP 1982 nach 13 Jahren die Koalition mit der SPD aufkündigte, Glück, dass er es bei den Wahlen 1983 nicht mit seinem beliebten Vorgänger Helmut Schmidt (SPD) zu tun hatte. Glück, dass 1989 die Mauer fiel. Erst 1998 hat er das Glück überstrapaziert. Hätte er damals auf eine erneute Kandidatur verzichtet, wäre er nach 16 Jahren Amtszeit noch vor Bismarck und Adenauer wohl als größter deutscher Kanzler in die Geschichte eingegangen. Weil Macht blind macht, gilt er vielen nur als verdienstvoller Glückspilz.
Dass Machtmenschen sich irgendwann selbst überschätzen, ist ein universelles Phänomen. Aber allein unter den deutschen Nachkriegskanzlern gibt es genug Beispiele für ausgeprägte Egomanen. Schon Konrad Adenauer (CDU) wollte noch im Alter von 87 Jahren nicht einsehen, dass die Republik auch ohne ihn auskommt. Sein Nachfolger Ludwig Erhard (CDU) traute sich ein Amt zu, für das er nicht geeignet war, und Helmut Schmidt (SPD) litt darunter, das seine Partei seinem Intellekt nicht folgen konnte. Gerhard Schröder (SPD) wagte 2005 im Glauben an sich selbst gegen alle Umfragen Neuwahlen, unterlag dennoch knapp der CDU-Kandidatin Angela Merkel. Adenauer ist eine Ikone, Erhard gilt als Vater des Wirtschaftswunders, Schröder hat Deutschland fit fürs 21. Jahrhundert gemacht, und Helmut Schmidt gilt mit seinen bald 96 Jahren als politisches Gewissen Deutschlands. Was die Gestaltung des politischen Rentnerdaseins angeht, hätte Helmut Kohl von allen lernen können.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 8,48, knapp über der Vorwoche und um 29,96% über Ende Dezember 2013. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 27,11 Mrd. gegen u$s 27,92 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.12.14 bei $ 8,95, zum 31.03.15 bei $ 9,59 und zum 31.06.15 bei $ 10,45. Der Terminkurs per September 2015 enthält einen Jahreszinsstaz von 11,39%. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 14,65. Der Kurs bei Geschäften über staatliche Dollarbonds, die in Buenos Aires und New York gehandelt werden (benannt „contado con liqui“) schloss bei $ 13,77, bei niedrigem Umsatz. Obwohl die Regierung diese Geschäfte laut Erklärungen von ZB-Präsident Vanoli nicht verbieten will, weil sie formell legal sind, sollen sie angeblich kontrolliert und eingeschränkt werden
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnete in einer Woche zum Mittwoch einen Rückgang von 6,45% und lag 99,84 % über Ende 2013.
***
Par-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 1,11%, notierten jedoch mit 18,67% im Plus gegenüber Ende 2013. Discount-Bonds in Peso fielen in einer Woche um 1,91%, verzeichnen jedoch im Laufe des Jahres einen Gewinn von 23,54%. Boden 2015 verloren zur Vorwoche 1,58% und lagen gegen Ende 2013 mit 9,98% im Minus, und Global 2017 Arg. verloren 2,27%, bzw. 6,52% in diesem Jahr.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 219,60 (Vorwoche $ 219,26) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 313,71 (Vorwoche $ 313,22).
***
Der Construya-Index, den die grossen Fabrikanten von Baumaterialien (Zement, Ziegelsteine, Rundeisen, Röhren, Fliessen, Farben u.a.) auf Grund ihrer Lieferungen berechnen, lag September um 6% unter dem gleichen Vorjahresmonat, womit die ersten 9 Monate 2014 um 4,6% unter dem Vorjahr lagen.
***
Die vierte Etappe des Programmes der „gepflegten Preise“ kommt mit durchschnittlichen Preiserhöhungen von 4,3% und 62 zusätzlichen Produkten. Das gab Binnenhandelssekretär Augusto Costa bekannt. Dieses Mal wurden 8 neue Lieferanten eingeschlossen, so dass es jetzt insgesamt 88 sind. In diesem Jahr sind die Preise dieser Produkte um insgesamt 11,9% erhöht worden, also unter der Hälfte der allgemeinen Zunahmen für analoge Produkte. Diese Preise sind „freiwillig“ von den Unternehmen angenommen worden; aber es besteht jetzt die Sorge, dass sie dank Versorgungsgesetz zu staatlich bestimmten Höchstpreisen werden können. Einige Firmen, vor allem diejenigen, die zweite Marken haben, die ohnehin viel billiger sind, haben dank der „gepflegten Preise“ starke Umsatzzunahmen erzielt, da die Kunden in den Supermärkten besonders auf das Schild achten, das die Produkte mit gepflegten Preisen kennzeichnet. Die Preisdifferenz dieser Produkte mit anderen, die freie Preise haben, ist bei Speiseöl, Milch u.a. Produkten auffallend gross.
***
Die Produktion von Eiern wird für dieses Jahr auf 11,38 Mrd. Stück veranschlagt, gegen 10,89 Mrd. 2013, gab die Kammer der Geflügelwirtschaft bekannt. In den letzten 10 Jahren ist der lokale Eierkonsum um 60% gewachsen und hat 2014 255 Einheiten pro Kopf und Jahr erreicht.
***
Die nationalen Wertpapierkommission (CNV) hat Ende der Vorwoche die Börsengesellschaft Mariva Bursátil „präventiv“ vom Börsenhandel ausgeschlossen. Dies geschah 24 Stunden nachdem CFK diese Firma öffentlich wegen spekulativer Manöver angezeigt hatte. Der Beschluss wurde vom Vizepräsidenten der CNV, Hernán Farci, gezeichnet, war aber vorher vom Präsidenten Alejandro Vanoli getroffen worden, der zum ZB-Präisidenten ernannt wurde. Er hat somit gezeigt, dass er den Anweisungen der Präsidentin blind gehorcht. Angeblich waren die Papiere bei Geschäften nicht in Ordnung, die sich auf Kauf und Verkauf von Dollarbonds in Buenos Aires und New York („contado con liqui“) bezogen, was jedoch nicht in einer so kurzen Frist festgestellt werden kann. Diese Geschäfte sind legal, obwohl sie CFK als illegal bezeichnet hat. Die Massnahme war voreilig, und deutlich politisch gefärbt.
***
Im September wurden 58.516 Kfz in das Register eingetragen, 31% unter dem gleichen Vorjahresmonat, teilt der Agenturenverband ACARA mit. Dies entspricht den Verkäufen der Agenturen an ihre Kunden. In 9 Monaten 2014 sind es jetzt 561.060 Einheiten, 25% unter dem Vorjahr. Das Programm ProCre.Auto, mit weichen Krediten der Banco Nación für den Kauf von bestimmten Automobilen, hat den starken interanullen Rückgang nicht vermiedet, aber zu einer leichten Zunahme von 0,23% gegenüber August 2014 beigetragen.
***
Das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires hat ermittelt, dass die Kosten des Personentransports in der Bundeshauptstadt in 12 Monaten zum August 2014 um durchschnittlich 59,5% zugenommen haben, weit mehr als die allgemeine Inflation, die das gleiche Amt auf 40% veranschlagt. Der Tarif der U-Bahn stieg von $ 2,50 auf $ 4,50, der Mindesttarif der Omnibusse von $ 1,50 auf $ 3, und bei den Eisenbahnen gab es auch Erhöhungen, von denen die von 81% der Sarmientobahn hervorsticht, die letzte Woche verfügt wurde, nachdem die neuen Züge in Betrieb genommen wurden. Bei Automobilen wurde eine Zunahme von 49% ermittelt, die vornehmlich auf den stark gestiegenen Benzinpreis zurückzuführen ist. Die Tarife waren in den letzten Jahren allgemein stark zurückgeblieben, und decken auch jetzt nur einen Teil der Kosten, bei der U-Bahn etwa 40% und bei den Eisenbahnen keine 20%.
***
Kabinettschef Jorge Capitanich gab bekannt, dass die Interamerikanische Entwicklungsbank (BID) 2015 Argentinien Kredite für insgesamt u$s 1,27 Mrd. gewähren werde, die für die Finanzierung verschiedener Infrastrukturinvestionen bestimmt sind. Beantragt und noch nicht entschieden wurden Kredite für u$s 4,68 Mrd.
***
Gesamtausgaben von $ 246 Mrd., eine Neuverschuldung über $ 21 Mrd., 41.000 neue Staatsdiener davon 25.000 Polizeibeamte und 10.000 Lehrer: das sind die Ecksteine des Haushalts 2015 für die Provinz Buenos Aires, der am Dienstag von Gouverneur Daniel Scioli vorgestellt wurde. Die Immobiliensteuer in den Städten wie auf dem Land soll um 30% erhöht werden. Auch die sogenannte Stempelsteuer soll angehoben werden. Damit erhofft sich die Provinzregierung Zusatzeinnahmen i.H. von $ 1,2 Mrd. Die höhere Immobiliensteuer soll nicht auf die durch die wegen Überschwemmungen deklarierten Katastrophengebiete ausgeweitet werden.
***
Das zuständige Handelsgericht gab einer Genossenschaft, die von der Belegschaft der Firma Donnelley gebildet wurde, grünes Licht, um das Gebäude und die Einrichtungen dieser grossen Druckerei zu mieten, die den Konkurs gemeldet hatte und definitiv schliessen wollte. Dennoch soll die Genossenschaft erklären, über welchen Zeitraum die Miete vorgenomen werden soll. Ausserdem sollen ihre Mitglieder die Miete und die Versicherungen übernehmen. Diese Druckerei wurde von der US-Muttergesellschaft geschlossen, weil es sich um ein Verlustgeschäft handelte, für das keine Lösung als möglich angesehen wurde. Bei Beibehaltung des Betriebes hatte die Firma mit einem monatlichen Verlust von über $ 1 Mio. im Monat gerechnet. Wie die Belegschaftsmitglieder jetzt das Problem lösen, ist schleierhaft. Donnelley war geschlossen worden, ohne Schulden gegenüber der AFIP, und mit Vermögenswerten, die die volle Auszahlung der Entschädigungen sicherten. Es war ein sauberes Ende. Dennoch hatte CFK erklärt, in diesem Fall werde das Antiterrorgesetz angewendet werden. Der ehemalige Präsident der Wertpapierkomission, Alejandro Vanoli, korrigierte dies, indem er von einem „betrügerischen“ Konkurs sprach, was es jedoch im Konkursrecht nicht mehr gibt. Der Konkurs wird von einem Handelsrichter behandelt, und wenn Betrug festgestellt wird, so wird dieser einem Strafgericht vorgelegt.
***
Der US-Richter Griesa ordnete an, dass die Repubklik Argentinien ihre Beziehungen zur Bank New York Mellon (BONY) wiederherstellen muss. Ausserdem wird der Treuhandfonds Banco Nación Fideicomisios nicht ermächtigt, anstelle von Zahlungen an die Schuldner an Stelle der BONY zu übernehmen. Der Beschluss würde bedeuten, dass ein vom Kongress verabschiedetes Gesetz rückgängig gemacht werden müsste.
***
Fast die Hälfte der kleinen und mittleren Unternehmen in der Provinz Buenos Aires hat im letzten Quartal Einnahmen eingebüsst, berichtet eine Studie des Wirtschaftsinstitutes Cepba. Während bei 48% der Unternehmen die Produktion zurückgegangen ist, stieg sie in nur 22% der befragten Firmen. 30% der Unternehmen meldete stabile Produktionsniveaus.
***
Im September sind 45.227 Motorräder in das entsprechende Register eingetragen worden, was dem Verkauf an die Konsumenten entspricht, berichtet der Branchenverband. Dabei ergibt sich eine Zunahme von 13% gegenüber dem Vormonat aber ein Rückgang von 23% gegenüber dem gleichenVorjahresmonat. In den ersten neun Monaten sind 378.269 Motorräder dem Verkehr amtlich zugelassen worden, 30% weniger als in der gleichen Vorjahresperiode. Die Fabrikanten sind besorgt, weil wichtige Zusatzteile nicht eingeführt werden können, was die Fabrikation hemmt.
***
Durch Verwaltungsbeschluss 687 des Kabinettschefs hat die Regierung die Staatsausgaben um weitere $ 6,22 Mrd. erhöht. Von der Massnahme begünstigt werden das Verteidigungsministerium mit $ 2,29 Mrd., das Bildungsministerium mit $ 1,88 Mrd., das Präsidialamt mit $ 1,40 Mrd. , sowie das Gesundheitsministerium mit $ 1,06 Mrd. Nur ein Bruchteil dieser zusätzlichen Ausgaben wird mit echten Einnahmen gedeckt, so dass jetzt das echte Defizit weiter erhöht wird.
***
Wirtschaftsminister Kicillof erklärte gegenüber 35 Unternehmern der Lebensmittelindustrie, dass das System der „gepflegten Preise“ auch nächstes Jahr beibehalten werde, dass die Industrie Zugang zu den notwendigen importierten Rohstoffen und Produkten für die Weiterverarbeitung haben und es keine Abwertung geben werde. Der grosse Verband Copal (geleitet von Daniel Funes de Rioja, der gleichzeitig Berater für Arbeitsrecht des Spitzenverbandes der Industrie, die „Unión Industrial Argentina“, ist) hat dem Minister eine Denkschrift über die hohe Steuerbelastung vorgelegt.
***
Der Landwirtschaftliche Verband CANPO (Corriente Agraria Nacional y Popular), der unlängst auf Initiative der Regierung entstanden ist, hat sich für die erneute Bildung der Getreidejunta (Junta Nacional de Granos) eingesetzt. Diese Junta wurde in den 30er Jahren als Instrument der Verwaltung der tiefen Weltwirtschaftskrise geschaffen und 1981 aufgelöst. Die Junta befasste sich bis dahin vornehmlich mit der Festsetzung eines Mindestpreises für Weizen u.a. Getreidearten, und bildete Lagerbestände, um den internen Konsum der Weizenmühlen u.a. Industrien zu decken. Zur Zeit des Peronismus (1946 bis 1955) wurde auch der Export von Getreide und Ölsaat reguliert, indem das IAPI (Instituto Argentino de Promoción del Intercambio) mitwirkte, das die Junta ersetzte, und den Anteil der einzelnen Exporteure am Export bestimmte. Dabei entstanden auch regierungsnahe Exporteure. Die Landwirte haben allgemein wenig Symphatie für eine staatliche Intervention dieser Art, wobei sie sich erinnern, dass das IAPI ihnen sehr niedrige Preise zahlte und eine hohe Differenz, die bei Exportgeschäft entstand, einbehielt. Dennoch hat sich der Vorsitzende des traditionellen Verbandes „Federación Agraria Argentina“, Eduardo Buzzi, für die Schaffung einer Junta ausgesprochen, sofern diese den Landwirten den Verkauf ihrer Ernten erleichtere.
***
Die Regierung hat den Betrag, der für Zahlungen von Schulden der ANSeS an Rentner dieses Jahr bestimmt ist, von $ 6,5 auf $ 8 Mrd. erhöht. Dadurch sollen Schulden in weiteren ca. 10.000 Fällen gezahltg werden. Laut ANSeS laufen insgesamt 303.630 Prozesse gegen das Amt, davon 265.307 wegen falsch berechnter Pensionen und Hinterbliebenrenten. Im Jahr 2015 sind im Haushaltsgesetz $ 10,5 Mrd. für diese Zahlungen vorgesehen. Hier ergibt sich der rechtswidrige Zustand, dass die ANSeS bei richterlichen Urteilen, auch solchen des Obersten Gerichtshofes, die das Amt zur Zahlung verurteilen, zunächst nicht zahlt, mit dem Argument, dass es keine Mittel für diesen Zweck hat. Das stimmt jedoch nicht, da die ANSeS einen sehr hohen Fonds verwaltet, der für die Rentner bestimmt ist, mit dem die von Richtern verfügten Zahlungen geleistet werden könnten. Der Oberste Gerichtshof hat jedoch bisher den ANSeS-Leiter, Diego Bossio noch nicht persönlich für die Nichterfüllung von Urteilen verantwortlich gemacht. Für diesen Fall sieht das Gesetz eine persönliche Busse, auf spanisch genannt „astreintes“, vor.
***
Durch Dekret 1.676 (Amtsblatt vom 6.10.14) wurden die Zölle für etwa 100 Produkte bei Importen ausserhalb des Mercosur erhöht. Die Massnahme stützt sich auf den Beschluss 39 des Mercosur-Rates vom Dezember 2011, der unter bestimmten Umständen eine Erhöhung der Zölle eines Mercosur-Staates über den gemeinsamen Zoll des Mercosur erlaubt. Dennoch wird der Höchstzoll von 35% beibehalten, zu dem sich Argentinien gegenüber der Welthandelsorganisation verpflichtet hat.
***
Das Fernverbindungssekretariat hat vier Unternehmen für die Beteiligung an der Auschreibung des Mobiltelefoniesystems mit Technologie 4G qualifiziert: Telecom Personal, Movistar (von Telefónica), Claro (vom Mexikaner Carlos Slim) und Arlink. Am 31. Oktober wird die Ausschreibung für die Zuteilung eingeleitet.
***
Die Krise im Bereich der Restaurants u.dgl. hat sich dramatisch zugespitzt: allein im September hat die Gaststättengewerkschaft 1100 Mitglieder verloren, dessen Arbeitsplätze aus verschiedenen Gründen weggefallen sind. Insgesamt, mit Schwarzarbeitern und Selbstständigen, dürften im letzten Monat an die 3000 Arbeitsplätze gestrichen worden sein. Seit Jahresanfang stehen 260 Schliessungen von Restaurants und Cafés 100 Neueröffnungen gegenüber, sagte Dante Camaño, Generalsekretär der Gewerkschaft der Hotel- und Gastronomieangestellten Uthgra. Die Stadtregierung von Buenos Aires weist ihrerseits darauf hin, dass die Steuereinnahmen aus diesem Zweig im zweiten Quartal um 4,4% zurückgegangen sind.
***
Im Einzelhandel sind die Verkäufe im September um 7,2% und in 9 Monaten 2014 gegenüber dem Vorjahr um 8,2% zurückgegangen, berichtet CAME, die Kammer des Einzelhandels. Besonders eingebrochen ist das Geschäft bei Reifen (-16,2%), Immobilien (-12,8%), und elektrischen Haushaltsgeräten (-12,8%). Der Einzelhandel hat die Hoffnung, dass die Möglichkeit der Zahlung in 12 zinslosen Monatsraten im Rahmen des Planes „Ahora 12“ die Geschäfte belebt.
***
Während die Löhne laut INDEC im August um durchschnittlich 2,28% und in 8 Monaten 2014 um 26% gestiegen sind, sind die Konsumentenpreise gemäss dem Kongressindex im August um 2,65% und in diesem Jahr um 27,4% gestiegen. In 12 Monaten zum August stiegen Löhne und Gehälter im legalen privaten Bereich durchschnittlich 31,5%, die Konsumentpreise dagegen um ca. 40%.
***
Die Produktion der lokalen Kfz-Fabriken erreichte im September 57.757 Einheiten und ging damit um 19,7% gegenüber dem Vorjahresmonat zurück, berichtet der Verband Adefa. Während der Rückgang bei den PKWs bei 29,8% lag, traf er die LKW-Produktion mit 44,5% viel härter. Bei den Nutzfahrzeugen ist ein kleines Plus von 1,8% eingetreten. Die Lieferungen an die Agenturen lagen im September mit 60.317 Einheiten um 29,3% unter dem Vorjahr. In den Export gingen 30.073 Einheiten, 17,6% weniger als im September 2013.
***
Zahlreiche Schiffe mit Pressgas warten vor den Häfen, um abgeladen werden zu können. In Bahía Blanca und auch in Escobar sind es je vier, die seit Tagen um einen Turnus warten. Das Grundproblem besteht darin, dass der Gaskonsum abgenommen hat, und dieses importierte Gas somit zunächst nicht notwendig ist. Das Energiesekretariat hat sich verrechnet. Einmal ist der Konsum gefallen, wegen Rezession und auch als Folge des milden Winters. Im 3. Quartal lag die Durchschnittstemperatur im Land bei 15,3 Grad, gegen 12,5 Grad im Vorjahr. Ebenfalls spielt auch der Umstand eine Rolle, dass Wärmekraftwerke wegen des hohen Gaspreises teilweise auf Dieselöl übergegangen sind. Die Verzögerung der Abladung der Gasschiffe kosteten den Staat um die u$s 15.000 pro Tag und Schiff. Hinzu ist noch das Problem der Zahlungen gekommen, die von der ZB verzögert wurden, so dass einige Schiffe nicht abladen konnten, weil die vorherige Zahlung als Bedingung besteht.
***
Seit Beginn des Kreditprogrammes Pro.Cre.Auto Ende Juni 2014 hat die Banco Nación 17.110 Kredite für $ 1,67 Mrd. für den Kauf eines Automobils gewährt, von denen 11.740 für $ 1,13 Mrd. schon ausgezahlt wurden. 69,55% der Kreditsumme entfällt auf das Landesinnere und 30,45% auf Gross Buenos Aires. Diese Kredite laufen auf 12 Monate, mit einem Zinssatz von 17% für Kunden der Bank und 19% für andere, die weit unter der Inflationsrate liegen.
***
Die Präsidentin wies am Dienstag bei der Vorstellung des neuen Zivil- und Handelsgesetzbuches darauf hin, dass zum ersten Mal das Thema der Tresorfächer, die die Banken ihren Kunden bereitstellen, eine legale Grundlage hat. Artikel 1413 bestimmt, dass die Bank für die Sicherheit der Lokale und die „Integrität“ (was bedeutet, dass sie nicht von Dritten geöffnet werden) gemäss der Bedingungen verantwortlich ist, die dem Kunden mitgeteilt worden sind. Aber der letzte Satz des Artikels besagt, dass die Bank nicht für einen Zufall verantwortlich ist, der ausserhalb der Banktätigkeit erfolgt. Das wird dahingehend intepretiert, dass die Bank keine Verantwortung für Raub übernimmt, wie er sich u.a. bei der Filiale der BAPRO auf Cabildo Ecke Echeverría vor einigen Jahren ereignet hat. Das Problem ist sehr kompliziert, weil der Kunde der Bank nicht angibt, was er im Tresorfach hat, und wohl auch kein Interesse hätte, es anzugeben, weil dann befürchtet wird, dass die AFIP es eventuell auch erfährt.
***
In den ersten 5 Oktobertagen haben 383.000 Personen insgesamt u$s 265 Mio. Dollar zum offiziellen Kurs bei Banken für Sparzwecke gekauft. Bei einer Hochrechnung gelangt man somit für den ganzen Monat auf gut eine Milliarde Dollar. Im ganzen Monat September waren es u$s 378 Mio. und im August nur u$s 260 Mio. Bei diesen Käufen schlägt die Bank 20% als Anzahlung auf die Gewinnsteuer auf. Doch auch mit diesem Zuschlag gelangt man auf einen Kurs von knapp über $ 10, der weit unter dem Schwarzkurs liegt. Auffallend ist, dass im Oktober der grösste Teil der Dollarkäufer Staatsangestellte sind, für die der Nachweis des Einkommens einfach ist, das als notwendig betrachtet wird, um Dollar kaufen zu können.
***
Die Weltbank forderte Argentinien auf, „das Steuer herumzuwerfen um Sauerstoff zu gewinnen“ und die gegenwärtigen Liquiditätsengpässe zu überwinden. Auch der Internationale Währungsfonds meinte, dass die kommenden zwei Jahre von entscheidender Bedeutung sein werden. Zwar bestehe noch „Raum“ bis zu einer nächsten Abwertung, aber eine neue Abwertung würde sehr wenig nützen, weil die Preise sich sofort verteuern würden. Nach Ansicht des IWF steht Argentinien im kommenden Jahr vor einem weitereN rezessiveN Jahr mit einem BIP-Rückgang von 1,5%, und einer Steigerung der Arbeitslosigkeit um 2 Prozentpunkte bis auf insgesamt 9%. Erneut wurde auf die „Qualität“ der argentinischen Statistiken hingewiesen. Die Denkschrift des IWF geht ebenfalls auf die „Geierfonds“ ein, und bezeichnet diese als „ abtrünnige Gläubiger“, da sie zur Unsicherheit im Wirtschaftsleben beitragen. Das Dokument beschreibt die „wachsenden makroökonomischen Ungleichgewichte“ im Kontext einer hohen Inflation und einer ebenfalls wachsenden Wechselkursdifferenz. Beide Institutionen kamen zu ihrer Herbsttagung in Washington zusammen.
***
Nach Berechnungen der ehemaligen Direktorin im INDEC Graciela Bevacqua, hat der Preisauftreib in den ersten neun Monaten bereits die Marke von 30% überschritten, und erreichte 31,7%. Im September seien die Preise um 2,6% gegenüber 2,4% im Vormonat angestiegen. Für das Beratungsbüro Finsoport lag die Inflation im September bei 2,7% für C&T bei 2,2%.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Laut Angaben des brasilianischen Nationalen Verbandes für Automobilfabrikanten ANFAVEA, lag im September die brasilianische Produktion von PKWs, LKWs und Bussen bei 300.800 Einheiten, ein Anstieg von 13,7% im Vergleich zum August und einen Rückgang von 6,7% zum gleichen Vorjahresmonat. Von Januar bis September erreichte die Produktion 2,38 Mio. Kfz, 16,8% weniger als im Vorjahreszeitraum.
***
Der schweizerische Zementkonzern Holcim bemüht sich weiter um die Auszahlung von u$s 97,5 Mio, die ihm der Staat von Venezuela wegen der Enteignung der Betriebe schuldet. Es handelt sich um den letzten Teilbetrag, nachdem das Unternehmen im April 2008 mit anderen wie Cemex oder Lafarge verstaatlicht wurde. Die Produktion ist seit der Übernahme durch den Staat zurückgegangen, und auch nimmt der Fiskus jetzt keine Steuer auf den Gewinn ein.
***
Venezuela will die Talfahrt des Ölpreises stoppen. Sein Land werde sich in der Organisation erdölexportierender Länder (Opec) dafür einsetzen, dass der Preis nicht weiter fällt, sagte Außenminister Rafael Ramírez bei einem Treffen mit seinem russischen Kollegen Sergej Lawrow in Moskau. Zum genaueren Vorgehen äußerte sich Ramírez dabei nicht. Nach Berechnungen des Opec-Sekretariats vom Mittwoch kostete ein Barrel Öl (159 Liter) am Dienstag im Durchschnitt u$s 89,37. Das waren u$s 1,03 weniger als am Montag. Das Ölkartell berechnet seinen sogenannten Korbpreis auf Basis der zwölf wichtigsten Sorten. Venezuela und Russland arbeiten im Ölsektor eng zusammen. Ramírez bezeichnete die Kooperation mit dem russischen Staatskonzern Rosneft als hervorragend. Rosneft hat eine Förderlizenz für ein Ölfeld im Orinoco-Gürtel. (dpa)
***
Geschäftsnachrichten
BGH
Diese lokale Firma hat das erste Smartphone unter einer lokalen Marke, BGH Joy, auf den Markt gebracht. Sie rechnet in einem Jahr mit dem Absatz von 100.000 Apparaten.
Mercedes-Benz
Kunden, die ein Fahzeug der C-Klasse (ausser AMG) zwischen 2006 und 2014 amtlich gemeldet haben, können bis Ende Oktober eine kostenlose Basis-Revision in der Vertragswerkstatt durchführen lassen. Darüber hinaus, gibt es Ermässigungen beim Kauf von Ersatzteile, wie z.B. Stossdämpfer.
Aerolíneas Argentinas
Die staatliche Airline erhöht ab kommendem Jahr ihre Routen um 15% und die Anzahl der Sitzplätze um 16%. Neu angeflogen wird jetzt täglich Ecuador, Havanna, Punta Cana und San Salvador de Bahía. Im Inland werden folgende neue Routen eingeführt: Buenos Aires nach Comodoro Rivadavia und Rio Gallegos, Córdoba und Rosario nach Calafate, Rosario nach Bariloche und auch nach Córdoba und Tucumán.
Pluspetrol
Dieser argentinische Erdölkonzern übernimmt Apco Oil & Gas International für u$s 427 Mio. Das Unternehmen ist sowohl in Argentinien, in Neuquén und Chubut, wie in Kolumbien aktiv. Apco erzeugt in Argentinien täsglich 7.400 Barrel Erdöl und 35 Mio. Kubikfuss Gas.
Fashion Edition Buenos Aires
Das Hotel Faena und Mercedes-Benz rufen gemeinsam zur Ausgabe 2015 der „Fashion Edition Buenos Aires“ auf, der wichtigsten Plattform mit internationaler Ausstrahlung des jungen, argentinischen Modedesigns. Die besten Designs sollen während einer Modenschau im Faena Hotel im kommenden März vorgestellt werden. Jungdesigner bis 35 Jahre haben bis 1. Dezember Zeit, ihre Projekte vorzustellen. Infos unter: www. fashioneditionba.com
IMPSA
Der Konzern der Pescarmona-Familie reichte für den Bau des Wasserkraftwerkes Chihuidos I, in Neuquén, das beste Angebot ein, mit einem Kostenvoranschlag von $ 15 Mrd. und auch den niedrigsten Betriebskosten. IMPSA hat folgende Unternehmen ausgestochen: die kirchnernahen Firmen CPC, von Cristóbal Lopez und Electoringeniería, von Ferreira, und auch Helport, von Eduardo Eurnekian. Der Pescarmona-Konzern befindet sich gegenwärtig in einer schwierigen finanziellen Lage, weil ihm die Staaten von Venezuela und Brasilien ihm hohe Beträge schulden.
Mastellone Hnos
Diese auf dem Gebiet der Milchindustrie führende Firma (Marke „La Serenísima“) hat ihre Tochterfirma Promas verkauft, die sich in der Provinz La Rioja der Olivenproduktion und der Erzeugung von Olivenöl widmet. Das Unternehmen war 1993 im Rahmen der grosszügigen Förderung, mit Steuervergünstigungen aller Art, geschaffen worden, die das Gesetz 22.021 für dies vorsah. Der Preis des Objektes betrug $ 62 Mio., die in vier Raten innerhalb eines Jahres gezahlt werden. Der Käufer ist der Betreiber der Kfz-Agentur Forcam.
Techint
Dieser multinationale Konzern gab bekannt, dass er über sein Holding Ternium, das die Stahlbetriebe der Firma umfasst, ein Aktienpaket von 10% des brasilianischen Stahlunternehmens Usiminas kaufen werde, so dass sein Anteil am Kapital auf 38% steigt. Verkäufer war Previ, die Gesellschaft, die die Belegschaft vertritt, und der Kaufpreis betrug u$s 248 Mio. 80% über dem Börsenpreis. Die japanische Nippon Steel hat ein Aktienpaket von 28%, das jetzt weit hinter dem von Techint zurückbleibt. Nippon hatte versucht, die Kontrolle von Usiminas zu übernehmen und dabei zunächst den von Techint gestellten Geschäftsführer Julián Eguren entlassen. Jetzt dürfte Techint wieder die Kontrolle haben, was für die Firma sehr wichtig ist, um das internationale Stahlgeschäft mit Siderar in Argentinien und Unternehmen in den USA u.a. Ländern zu kooridinieren.
Bayer CropScience
Diese Tochterfirma der deutschen Bayer hat die paraguayische Granar gekauft, die sich mit Entwicklung und Vertrieb von Saatgut unter der Marke Igra befasst, und bei Sojabohne einen Marktanteil von 13% hat. Es handelt sich um einen weiteren Schritt von Bayer CropScience, um auf dem Sojabohnenmarkt vorzudringen. Erst 2015 wird das Saatgut von Granar unter der eigenen Marke vertrieben. Ende 2013 hat Bayer schon in Argentinien die Firma FN Semillas übernommen, die einen Marktanteil von 3% an Saatgut von Sojabohne hatte. Ebenfalls hat Bayer in den letzten drei Jahren verschiedene Unternehmen in Brasilien gekauft: die Germoplasmabank von Agropastoril, die Technolgie der Pflanzenauswahl von CVR und die Saatgutfirmen für Sojabohne Wehrtec und Soy Tech. Dieser Expansionprozess wurde 2011 mit dem Kauf der Firma Hornbeck in den USA eingeleitet.
Wirtschaftsübersicht
Die Änderung der ZB-Führung und das Reservenproblem
Die Ernennung von Alejandro Vanoli an Stelle von Juan Carlos Fábrega als ZB-Präsident wurde am lokalen Finanzplatz zunächst sehr negativ aufgenommen, mit Kursrückgängen an der Börse und einer Hausse bei den freien Wechselkursen. Es ist klar, dass der Rücktritt von Fábrega nicht durch angeblichen Mangel an Kontrollen bedingt war, wie es ihm die Präsidentin öffentlich vorgeworfen hat, sondern eine grundsätzliche Änderung der monetären Politik beinhaltet. Kicillof hat gesiegt, und irgendwie ist es verständlich, dass sich CFK für eine einheitliche Wirtschaftspolitk entschieden hat, nachdem der krasse Widerspruch der Grundauffassungen zwischen dem Wirtschaftsminister und dem ZB-Präsidenten auf die Dauer nicht aufrecht erhalten werden konnte. Doch was die Präsidentn nicht verstanden zu haben scheint, ist dass es sich im Grunde um einen Gegensatz zwischen den Phantasien von Kicillof und der Realität handelt, auf die Fábrega aufbaute. Und die harte Wirklichkeit setzt sich mit oder ohne Fábrega letztlich doch durch.
Wie der gut informierte Journalist Roberto García (vormals Chefredakteur von „Ambtio Financiero“) im Fernsehen am Montag berichtete, hatte Kiciloff von Fábrega die Übertragung von ZB-Reserven in Höhe von u$s 12 Mrd. an das Wirtschaftsminsterium gefordert, um mit dem Betrag Schulden und eventuell noch mehr zahlen zu können. Fábrega soll sich geweigert haben, was logisch war, nachdem er die Erhaltung der Reserven auf einem Stand von ca. u$s 28 Mrd. vor einigen Monaten als Ziel gesetzt hatte. Bei Reserven von nur u$s 16 Mrd., von denen der allergrösste Teil nicht verfügbar ist (Pflichtreserven auf Dollardepositen bei lokalen Banken, Kredite der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich in Basel und der Bank von Frankreich, Verpflichtungen wegen Terminverkäufen) hätte die ZB kaum noch die faktische Möglichkeit, eine effektive Kurspflege zu betreiben. Von da zur Explosion, mit Megabwertung und allem was hinzukommt, ist der Weg sehr kurz. Das ist allgemein bekannt, was zu einem Verhalten führt, das die Entwicklung beschleunigt und die Krise vertieft. Dennoch habe sich die Präsidentin für Kicillof entschieden, und Fábrega angewiesen, ihm den genannten Betrag zu überweisen. Daufhin ist er gegangen.
Wie weit dies genau stimmt, sei dahingestellt. Ohnehin müssen die u$s 12 Mrd., um die es angeblich ging, bis Dezember 2015 für Zahlung von Amortisation und Zinsen staatlicher und privater Schulden eingesetzt werden, es sei denn, die Regierung beschliesst, nicht zu zahlen und einen neuen Default zu erklären, der dann nicht nur die Holdouts, sondern auch die Inhaber umgeschuldeter Bonds („Holdins“) umfasst, so dass dann ein neuer Default bestünde, über den von Null auf verhandelt werden müsste. Hier darf nicht vergessen werden, dass die Anwälte des argentinischen Staates in New York dies vor einiger Zeit empfohlen haben sollen. Das wurde nicht dementiert, so dass man annehmen kann, das etwas dran ist. Die extrem aggressive Haltung, die CFK in den letzten Wochen gegen-über Geierfonds, dem Richter Griesa, der US-Regierung u.a. eingenommen hat, kann als Signal in diese Richtung gedeutet werden, obwohl sie stets beteuert, dass Argentinien seine Verpflichtungen einhalten werde, also den Inhabern der umgeschuldten Bonds termingemäss zahlen werde. Doch wenn dies nicht mehr möglich wird, dann wird CFK eben sagen, dass die Interessengruppen, die Argentinien zu Grunde richten wollen, angeblich um dabei Geschäfte zu machen, sie verhindert hätten, ihr Versprechen zu erfüllen.
Während Fábrega grundsätzlich ein marktwirtschaftliches Konzept vertrat, trat Kicillof für einen extremen Interventionismus ein. Die Zahlungsbilanz soll demnach vornehmlich nicht nur über einen Wechselkurs, der mit der Inflation einher geht, wobei eventuell sogar noch stärker abgewertet wird, und eine restriktive interne monetäre Politik im Gleichgewicht gehalten werden, sondern durch direkte Kontrollen. Diese bestehen in der Tat schon seit geraumer Zeit: Importe werden direkt begrenzt, und Überweisungen werden allgemein gehemmt und in vielen Fällen (Dividenden und Gewinne) einfach nicht erlaubt. Doch jetzt soll angeblich einer oder mehrere Schritte weitergegangen werden.
Vanoli hat jedoch zunächst versucht, die Banker zu beruhigen, die er am Montag empfing, in zwei Gruppen, nämlich einmal die Vertreter von rein argentinischen Banken und dann die von Vertretern der Filialen ausländischer Banken. Diese Differenzierung ist eigenartig, da schliesslich für alle die gleiche Rahmenordnung gilt. Anwesend waren auch Vertreter von Banken, die CFK kurz vorher beschuldigt hatte, krumme Manöver auf dem Devisenmarkt zu vollziehen und interne ZB-Information verwendet zu haben. In der Praxis hat dies bisher nur zur Folge gehabt, dass die Börsengesellschaft der Bank Mariva interveniert wurde. Und auch das dürfte bald versanden, sofern es nicht als Signal für eine Verhärtung der Kontrollen und des Vorgehens gegen den freien Markt verwendet wird.
Der neue ZB-Präsident hat als erstes eine Erhöhung der Zinsen auf Bankdepositen verfügt, die jetzt in einem bestimmten Prozensatz der Lebac-Zinsen festgesetzt werden. Dadurch soll angeblich für Sparer die Anlage in Fristdepositen anziehender gegenüber dem Kauf von Dollar auf dem Schwarzmarkt gemacht werden. Der Kurs auf diesem Markt ist dann auch leicht gefallen, was jedoich eher auf Gewinnmitnahmen zurückzuführen ist. Auf alle Fälle fällt diese Zinserhöhung unter die orthodoxen Massnahmen. Auch Fábrega hatte die Zinsen für Sparer stark erhöht.
Dann versicherte Vanoli den Bankern, dass die gegenwärtige Wechselkurspolitik beibehalten werde, ohne Sprünge. Auch Kicillof sagte Unternehmern letzte Woche das Gleiche, wobei die Wirtschaftsführung eigentlich nichts anderes sagen kann, da sie gewiss keine Abwertung ankündigen kann. Vanoli hat dann die Weiterführung des Systems der Dollarkäufe für Sparzwecke bestätigt. Dies war nicht erwartet worden, da es bei der kritischen Zahlungsbilanzlage eigentlich keinen Sinn hat. Ebenfalls soll der freie Markt, der über den Handel mit staatlichen Dollarbonds vollzogen wird („contado con liqui“) beibehalten werden, wobei jedoch kontrolliert werden soll, dass hier keine Überweisungen stattfinden, die auf den offiziellen Markt entfallen. Zunächst sind die Umsätze auf diesem Markt jedoch stark zurückgegangen, weil unangenehme Belästigungen befürchtet werden. Es sollen an erster Stelle keine Importe auf diese Weise gezahlt werden. Doch hier liegt der Fall so, dass die ZB die Zahlungen an die Exporteure im Ausland hinausschiebt, und diese dann gelegentlich die Lieferungen einstellen. Wie bekannt wurde, betragen diese Art Schulden insgesamt schon über u$s 5 Mrd, wobei etwa die Hälfte auf die Kfz-Industrie entfällt. Der Ausfall der Importe von Zubehörteilen würde in vielen Fällen zur Unterbrechung lokaler Fabrikationsprozesse führen. Deshalb zahlen die Importeure in einigen Fällen über den freien Markt, bis ihnen die ZB erlaubt, den Betrag offiziell zu überweisen, wobei sie dann den vorher gezahlten Betrag zurück erhalten. Bei Überweisung von Dividenden und Gewinnen stellt sich ein analoges konzeptuelles Problem. In der Praxis zahlt niemand an einen ausländischen Gläubiger zu einem Kurs von ca. $ 14 pro Dollar, wenn er es zu $ 8,50 tun kann. Lokale Fabrikanten von Kfz, elektronischen u.a Produkten, die einen hohen Anteil an importierten Teilen haben, könnten kostenmässig den freien Kurs ohnehin nicht verkraften.
Der ZB-Präsident kündige den Bankern auch eine „Vertiefung der Politik der Kreditorientierung“ an. Nach der Reform der ZB-Charta ist die ZB befugt, die Banken anzuweisen, bestimmte Anteile an den verfübaren Mitteln für konkrete Kredite zu gewähren, zu Bedingungen, die auch die ZB festsetzt. Bisher hat die ZB beschränkt zu dieser Möglichkeit gegriffen. Wenn sie jetzt in dieser Richtung weitergeht, wird gelegentlich die Rentabilität der Banken in Frage gestellt. Die Regierung erwähnt ständig die hohen Bankgewinne, vergisst dabei jedoch, dass es sich vorwiegend um Buchgewinne handelt, die die Inflation schafft. Allein die Erhöung der Passivzinsen stellt für die Banken eine hohe Belastung dar, die sie zunächst nicht auf die aktiven Zinsen abwälzen können.
Die Finanzwelt glaubt Vanoli grundsätzlich nicht. Gewiss ist es positiv, dass er sich freundlich mit den Bankern unterhält. Aber er hat eben keine glaubhafte Antwort für die zwei Grundprobleme, vor denen er steht, nämlich die Erschöpfung der ZB-Reserven in absehbarer Zeit, die ohne eine Gesamtregelung der Auslandschulden u.a. Konflikte kaum vermieden werden kann, und die hohe monetäre Expansion, die bevorsteht. Private Ökonomen berechnen, dass die ZB dem Schatzamt im letzten Quartal 2014 mindestens $ 130 Mrd. überweisen muss, wobei einige Wirtschaftler auf viel höhere Zahlen gelangen. Das würde die Geldmenge (monetäre Basis) um ca. ein Drittel erhöhen, der Inflation einen kräftigen Schub erteilen und den Druck auf die Reserven erhöhen. Unter Fábrega wurden diese Zuwendungen mit Unterbrigung von ZB-Wechseln (Lebac und Nobac) zum grössten Teil neutralisiert. Das hat jedoch die Kreditmöglichkeiten des Bankensystems beinträchtigt und somit rezessiv gewirkt. Genau das will Kicillof nicht. Indessen hat die ZB auch letzte Woche die Politik von Fábrega fortgeführt und Lebac und Nobac für $ 10,25 Mrd. untergebracht, so dass die Amortisation bestehender Wechsel fúr $ 9,68 Mrd. voll gedeckt und noch ein Überschuss von $ 550 Mio. verblieb. Auch hier wird die Politik von Fábrega fortgeführt.
Das Misstrauen wird jedoch noch durch die Ernennung von Pedro Biscay (36) zum ZB-Direktor verstärkt. Er hat bisher ein Amt geleitet, das Procelac heisst und sich mit finanziellem Betrug u.a. kriminellen Themen dieses Bereiches innerhalb der zuständigen Staatsanwaltschaft befasst. Biscay hat sich dahingehend geäussert, dass der sogenannte „contado con liqui“ illegal sei, und ist für eine totale Kontrolle eingetreten. Ausserdem hat er unlängst über Twitter einen persönlichen Angriff auf den ehemaligen Wirtschafsminister Domingo Cavallo bei einer Konferenz in der katholischen Universität organisiert, wo dieser mit Eiern beworfen wurde. Von einem ZB-Direktor erwartet man zunächst ein zivilisiertes Verhalten. Wenn Kicillof diesem Mann, der sein Vertrauen geniesst, in der ZB-Führung ernennen lässt, so will das etwas heissen.
Wirtschaftsminister Axel Kicillof hat seinerseits versucht, die Unternehmer zu beruhigen. Er sprach zunächst mit einer Gruppe von Spitzenunternehmern: Gustavo Weiss (Bautenkammer), Adelmo Gabbi (Börse von Buenos Aires), Jorge Brito (lokale Banken), Héctor Mendez (Industrieverband UIA), und Carlos de la Vega (Handelskammer). Ebenfalls hatte er ein Mittagessen mit der US-Handelksammer (Amcham), und vorher hatte er schon mit Leitern des Verbandes der Lebensmittelindustrie, COPAL, gesprochen. In allen Fällen beteuerte er, dass es keinen Abwertungssprung und auch keine Verfolgung von Unternehmern geben werde. Er schlug sogar vor, gemeinsam an der Reglementierung des neuen Versorgungsgesetzes zu arbeiten, was die Unternehmer als einen Weg zur Entschärfung des Gesetzes interpretierten. Der Minister sagte auch, dass das Hauptproblem der argentinischen Wirtschaft im Streit mit den Geierfonds bestehe, und seine Erklärungen wurden von Optimisten dahingehend interpretiert, dass er ab Januar eine Kompromisslösung anstreben werde. Hoffentlich!
Wirtschaftsübersicht
Inflation und langfristige Geschäfte
Argentinien ist ein Inflationsland, und damit muss man sich abfinden. Kein Land der Welt hat eine so langdauernde und traumatische Inflation erlebt wie Argentinien. Sie setzte 1945 ein, spielte sich dann längere Zeit zwischen 20% und 30% ein, erreichte 1959 über 100%, sprang Mitte 1975 auf eine dreistellige Zahl und endete mit drei Hyperinflationswellen, jeweils im März 1976, 1989 und 1990. Dann kam eine zehnjährige Stabilitätsperiode, die die Illusion vermittelte, dass die Inflation definitiv überwunden worden sei. 2002 trat wieder die traditionelle Inflation ein, mit einem anfänglichen Sprung, dem zunächst niedrige Inflationsraten folgten, und ab 2007 steigende.
Eine Stabilisierung wie die von 1991 ist heute kaum möglich. Die meisten Wirtschaftler, die an der öffentlichen Diskussion teilnehmen, sprechen von einer schrittweisen Verringerung und geben sich damit zufrieden, wenn in etwa zwei Jahren eine einstellige Jahresrate der Inflation erreicht wird. Man hat den Eindruck, dass die Gesellschaft im Grunde keine Stabilität will, sondern nur eine Inflation, mit der man leben kann, also mit einer Preiszunahme von bis zu 20% pro Jahr. Unter diesen Umständen ist die politische Entscheidung, die einer Stabilitätspolitik zu Grunde liegt, sehr schwierig. Menem konnte sie treffen, weil die Gesellschaft von zwei Hyperinflationswellen in einem Jahr, mit Preiszunahme von über 200% in einem Monat, erschüttert war und somit eine Stabilitätspolitik stillschweigend hinnahm.
Wenn wir somit davon ausgehen, dass wir weiter mit Inflation leben werden, und bestenfalls mit einer von zunächst unter 20% jährlich, und danach vielleicht unter 10% pro Jahr, dann müssen wir uns das Problem der mittel- und langfristigen Kredite und Verträge im allgemeinen, der Indexierung und der internen Verwendung von ausländischen Währungen, besonders dem Dollar, gründlich überlegen. Dieses Problem wird allgemein ignoriert, und das schafft juristische Unsicherheit, stört den normalen Wirtschaftsablauf, hindert das Wachstum und fördert die Kapitalflucht.
Das neue Zivilgesetzbuch zeugt auch von einem totalen Unverständnis des Problems. Offensichtlich wurden Ökonomen nicht befragt, und die Juristen, die am neuen Text gearbeitet haben, gingen, wie die meisten Berufskollegen, von einem nominelllen Konzept aus, bei dem die Inflation ignoriert wird. Ebenfalls kommt hier die allgemein bestehende schuldnerfreundliche Mentalität zum Ausdruck, im Sinne, dass es als positiv angesehen wird, wenn Schuldner durch die Wirkung der Inflation eine reale Entlastung erhalten. Verschuldete Unternehmen treten unterschwellig stets für diese These ein.
Ein Artikel des neuen Gesetzbuches bestimmt, dass Schulden in Devisen, in der Praxis in Dollar, in Pesos getilgt werden können. Bei einem freien einheitlichen Devisenmarkt, auf dem jeder Dollar kaufen kann, ohne es begründen zu müssen, stellt dies kein Problem. Aber im heutigen Argentinien, und auch in den allermeisten Jahren ab 1945, bedeutet dies, dass die Pesos zum offiziellen Kurs berechnet werden, der unter dem freien liegt, sei es der Schwarzkurs oder der Kurs, der über gleichzeitigen Kauf und Verkauf von staatlichen Dollarbonds zustande kommt, die in Buenos Aires und New York gehandelt werden (benannt „contado con liqui“), der formell legal ist, jedoch jetzt auf Wunsch von CFK auch illegal sein soll. Es ist wirklich absurd, dass die Geschäfte auf dem schwarzen Devisenmarkt als Verbrechen eingestuft werden, und sie der Kabinettschef dabei mit dem Kokainhandel vergleicht. Wenn Dollar unter Privaten gehandelt werden, so entsteht kein Schaden, der als Vergehen oder Verbrechen verstanden werden könnte. Einer verkauft und der andere kauft, und beide sind zufrieden. Auch Dritte werden dabei nicht geschädigt. Nur in einem totalitären Staat kann man dies anders sehen.
Dieser Artikel des Zivilgesetzbuches bedeutet in der Praxis, dass keine Darlehen in Dollar oder Euros gewährt werden können, sowohl nicht aus dem Ausland wie im Inland, es sei denn, der Schuldner kann eine Garantie im Ausland stellen. Multinationale Unternehmen hätten somit kein Problem, wohl aber aber rein argentinische. Allgemein wird das Vordringen ausländischer Unternehmen in Argentinien, die eine Unmenge lokaler Firmen gekauft haben, nicht positiv gewertet. Die Kirchners sprachen stets von der Stärkung der lokalen unternehmerischen Bourgeoisie, aber in der Praxis haben sie dies nur auf ihre Freunde bezogen, denen sie üppige Geschäfte zugeschanzt haben. Siehe Lázaro Báez, Cristóbal López u.a. Rein lokalen Unternehmen wird das Bestehen in Argentinien schwer gemacht, während multinationale einen Rückhalt haben, der in Krisenzeiten entscheidend ist.
Ein anderer Artikel des Zivilgesetzbuches bestimmt, dass die Banken, die Depositen in Dollar oder anderen Fremdwährungen aufnehmen, diese in der gleichen Währung zurückerstatten müssen. Es ist jedoch nicht klar, ob sie dabei Dollarnoten auszahlen, oder die Dollar auf ein Konto im Ausland überweisen können, oder ob sie nicht auch in Pesos zum offiziellen Kurs zahlen. Denn schliesslich sind sie auch Schuldner gegenüber dem Inhaber von Dollardepositen, so dass auch für sie der andere Artikel des gleichen Gesetzbuches gilt, der Tilgung von Dollarschulden in Pesos bestimmt. Wenn dies nicht geändert oder sehr präzis und unmissverständlich reglementiert wird, dürfte es wohl zu Prozessen kommen.
Zur Zeit der Konvertibilität (April 1991 bis Anfang 2002) war der Dollar eine offizielle Zweitwährung. Dollar, Euros u.a. Währungen konnten zur Zahlung interner Geschäfte verwendet werden, und die Banken nahmen Depositen in Dollar auf und hatten auch Girokonten in Dollar. Damals wurden auch Hypothekarkredite in Dollar in grossem Umfang vergeben, was zur Lösung des Wohnungsproblems für den Mittelstand beitrug. Das wurde jedoch im Zuge der Pesifizierung von Präsident Eduardo Duhalde Anfang 2002 abgeschafft. Und mit dem neuen Zivilgesetzbuch wurde diese Möglichkeit vollständig ausgeschlossen. Es ist einfach absurd, dass der Bankkredit für den Kauf von Automobilen, Waschmaschinen u.a. Gütern eingesetzt wird, und nicht für den Kauf von Wohnungen, weil Hypothekarkredite ohne Dollarisierung oder Indexierung nicht möglich sind. Sozial haben diese Kredite absolute Priorität. Die wenigen Kredite für sozialen Wohnungsbau, die gegenwärtig im Rahmen des Programmes Pro.Cre.Ar. vergeben werden, werden mit ANSeS-Mitteln finanziert und stellen eine direkte Subvention dar. Mit dollarisierten oder indexierten Krediten könnte mit dem gleichen Subventionsbetrag (Subventionierung von Zinsen u.dgl.) unverhältnismässig mehr erreicht werden.
Wenn der Dollar oder der Euro nicht verwendet werden können, um reale Werte bei Krediten, Mietverträgen u.a. Fällen zu sichern, besteht die Lösung in der Indexierung. Bei Mietverträgen ist der Fall sozial besonders schwerwiegend, weil die Verträge jetzt nur kurzfristig sind, und der Vermieter bei Erneuerung eine starke Stellung hat, weil der Mieter in der Regel bleiben will. Mietverträge auf mehrere Jahre, wie sie logisch wären, sind einfach nicht möglich, oder eben nur mit einer verkappten Indexierung, die gesetzlich fragwürdig ist.
Formell ist die Indexierung, und zwar in jeder Form, immer noch verboten. Das Konvertbilitätsgesetz von 1991 hat dies so bestimmt, und dieser Artikel befindet sich immer noch in Kraft. Doch dann wurde trotzem eine Indexierung für Staatsbonds in Pesos eingeführt, mit dem Anfang 2002 geschaffenen CER-Index, der auf der Grundlage des INDEC-Indices der Konsumentenpreise berechnet wird, aber stets mit einer Verschiebung um eine Woche. Warum nicht direkt der Presindex genommen wurde, wurde nie erklärt. Die Regierung hat den CER-Index stets beachtet, obwohl er illegal war. Doch dann wurde ab Anfang 2007 der Index der Konsumentenpreise grob gefälscht, womit diese Indexierung zu einer Miniindexierung wurde.
Die Regierung hat hier einen Betrag gespart, der umgerechnt auf mehrere Milliarden Dollar steigt. Doch wenn Inhaber dieser Bonds Klage vor Gericht einreichen, wird der Staat Schwierigkeiten haben, zu vermeiden, dass er zur Zahlung einer hohen Differenz verurteilt wird. Denn die Richter werden Experten verpflichten müssen, und keiner dürfte sich dafür hergeben, die falschen INDEC-Zahlen zu beglaubigen. Die Frage ist nur, ob dann der Kongress-Index oder sonst einer verwendet wird. Einmal mehr hat diese Regierung ein grosses Problem unter den Teppich gefegt, und jetzt stolpert sie oder die nächste Regierung darüber.
Der neue Index der Konsumentenpreise des INDEC, der ab Januar 2013 veröffentlicht wird, wird jedoch auch in Zweifel gestellt. Die Zunahmen liegen weiter unter den privaten Ermittlungen, und das ist suspekt. Das Argument, dass es sich um einen landesweiten Index handelt, die privaten sich hingegen nur auf Gross Buenos Aires beziehen, reicht nicht aus, um die Differenz zu erklären. Allein, bei Indexierungen können auch andere Indices verwendet werden. In der Bauindustrie wird allgemein der Index der Kammer der Branche verwendet, was jedoch auch illegal ist. Gelegentlich werden auch andere Indices eingesetzt, z.B. der Preise von Getreide und Ölsaaten.
Es ist unerlässlich, dass das Indexierungsverbot aufgehoben wird, das ohnehin nur im Rahmen einer harten Stabilitätspolitik Sinn hatte. Eventuell kann bestimmt werden, dass Indexierungen nur für Kredite zugelassen werden, die über ein Jahr umfassen. In Chile und Brasilien bestehen schon Systeme mit indexierten Depositen, die reibungslos funktionieren. Gleichzeitig müsste auch die interne Verwendung des Dollars, sowie des Euro u.a. Währungen, zugelassen werden, nachdem ohnehin Immobilienkäufe u.a. in Dollar getätigt werden. Gewiss wäre das Problem damit nicht ganz gelöst, weil das Trauma der Pesifizierung von 2002 immer noch besteht. Damals wurden Dollardepositen, Dollarkredite und Dollarverträge zu einem willkürlichen Kurs in Pesos umgewandelt. Die Richter haben dann bei Klagen von Sparern meistens gegen dies geurteilt; aber nur wenige Betroffene sind den Prozessweg gegangen. Und diejenigen, die in Dollar verschuldet waren, in der Regel grössere Unternehmen und wohlhabende Personen, haben bei der Umwandlung eins zu eins in Pesos ein Riesengeschenk auf Kosten der zahlreichen kleinen und der wenigen grossen Sparer erhalten. Eine peronistische Regierung hat damals Vermögen von Armen auf Reiche umverteilt!
Es ist wirklich schade, dass das Thema der Verwendung des Dollars und der Indexierungen nicht im Zivilgesetzbuch aufgenommen worden ist, denn das hätte beiden Möglichkeiten für mittel- und langfristige Geschäfte und Verträge einen stärkeren legalen Rückhalt gegeben. Auch wenn das Zivilgesetzbuch schliesslich nur ein Gesetz ist, ist es in der Praxis ein Gesetz von höherem Rang. Es wäre gewiss gut, wenn Oppositionspolitiker und ihre Ökonomen sich Gedanken über dies machen würden. Bisher haben sie geschwiegen, und das lässt das Thema offen.